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Mitgliederinformationen 
der 

AWG Apoldaer Wohnungsbaugenossenschaft eG 
 

Ausgabe November 2014 

 

 
 

Sehr geehrte Mitglieder, 
 

wir sind sehr froh, dass wir gerade im Jubiläumsjahr der AWG ein positives Jahresergebnis 

erreichen konnten. Am 13.08.1954 gründeten 21 Mitglieder die unter dem damaligen Namen 

firmierende Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft „Aufbau“ Apolda. Mittlerweile gehören 

unserer Genossenschaft 1.845 Mitglieder an und der Begriff AWG ist längst zu einem Syno-

nym für eine gute, sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung geworden. Dazu 

haben nicht nur die Gründer der ersten Stunde, sondern alle Mitgliedergenerationen durch 

ihr großes genossenschaftliches Engagement beigetragen. Dafür möchten wir uns recht herz-

lich bedanken und wünschen der AWG alles Gute und viel Erfolg auf ihrem weiteren Entwick-

lungsweg. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Vorstand und Aufsichtsrat der AWG 
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Liste der gewählten Vertreter und Ersatzvertreter für den Zeitraum 

der Geschäftsjahre 2013 - 2017 
 

 

 

(Vertreter und Ersatzvertreter jeweils alphabetisch geordnet, Stand November 2014) 
 

Wahlbezirk I  

Apolda Ost / Süd / West 
Wahlbezirk II  

Apolda Nord, Bereich unterhalb 

Parkhaus 

Wahlbezirk III  

Apolda Nord, Bereich oberhalb 

Parkhaus 
   

Bechmann, Jürgen Georgy, Silke Bayer, Christel 

Clauß, Christine Günther, Wolfgang Cheno, Christiane 

Ehrhardt, Martin Hahn, Thomas Cheno, Jürgen 

Fischer, Horst Heider, Uwe Freding, Claus 

Heilborn, Antje Hirschleb, Horst Gansau, Harry 

Kroitzsch, Bernd Höhn, Eva-Maria Jahn, Otto 

Mähler, Manuela Kett, Angelika Kühnel, Dieter 

Noske, Christoph Klaus, Gudrun Oßwald, Claudia 

Oberthür, Manfred Klopfleisch, Andrea Rosenberg, Bernd 

Ollik, Mandy König, Erhard Sachse, Thomas 

Schoder, Petra Landgraf, Otto Schellenberger, Marikka 

Tetzel, Alfreda Milkoreit, Wolfgang Schumann, Kerstin 

Vogel, Liane Saalborn, Manfred Schwenkenbecher, Christiane 

Walter, Manfred Schnabl, Klaus Stephan, Gerd 

Weber, Anja Schob, Elisabeth Wagner, Christian 

Weiland, Wolfgang Tetzel, Rosmarie Zimmer, Margitta 

Backhaus, Adelheid Hoffmann, Günther Albrecht, Bernd 

Borrmann, Dieter Kowalczewski, Fritz Albrecht, Sabine 

Eigenstetter-Oschmann, Kremberg, Carry Conrad, Manfred 

   Krimhild Lips, Jürgen Hielscher, Peter 

Fiedler, Ines Lohmann, Gabriele Hoffmann, Andrea 

Fuchs, Marion Riese, Annett Schulz, Carmen 

Göring, Christiane Schmidtchen, Hans-Jürgen Schunk, Volker 

Häußer, Alfred   

Mett, Gudrun   

Musal, Heiko   

Neumann, Hartmut   

Riks, Roberto   

Schaaf, Roland   

Schlücke, Christa   
 

 

Wahlbezirk IV  

Bad Sulza einschließlich Mit-

glieder ohne Wohnung 

  

   

Fulsche, Ursula   

Hillberg, Dieter   

Meißner, Hans-Jürgen   

Unvericht, Werner   

Schuster, Bettina   
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24. ordentliche Vertreterversammlung 
 

 

Wenn man im Jubiläumsjahr der AWG zur Vertreterversammlung ein positives Jahresergeb-

nis von immerhin 340,5 T€ präsentieren kann, ist dies bestimmt sehr erfreulich. Ebenso er-

freulich war jedoch auch die zahlreiche Teilnahme von 28 Vertreterinnen und Vertretern. Mit 

53,8 % lag sie erheblich über dem Durchschnitt der vergangenen Jahre. Zwar ist für die Be-

schlussfähigkeit der Vertreterversammlung keine Mindestanzahl vorgeschrieben, dennoch ist 

die Teilnahmequote von wesentlicher Bedeutung für die Repräsentanz der Beschlussfassun-

gen. Und da die Beschlüsse dann auch noch alle einstimmig und ohne Stimmenthaltungen 

gefasst wurden, konnte diese Jubiläumsversammlung eigentlich gar nicht besser sein. Doch 

einige Wehmutstropfen ließen sich nicht vermeiden. So schön der Rückblick auf die Errun-

genschaften und das Erreichte der letzten 6 Jahrzehnte auch sein mag, kann man sich beim 

Blick in die Zukunft einer Reihe schwieriger Randbedingungen nicht verschließen. Dabei 

basieren die Voraussagen nicht auf irgendwelchen subjektiven Vermutungen oder Annahmen, 

sondern auf sachlich fundierten Forschungsergebnissen. Die Berichterstattung des hauptamt-

lichen technischen Vorstandsmitgliedes nahm insbesondere darauf staken Bezug, die wir 

Ihnen nachfolgend auszugsweise wiedergeben möchten. 
 

Es ist der „demographische Horror“, wie es besonders drastisch Hr. Prof. Dr. Lakemann von 

der Fachhochschule Jena zu den Tagen der Thüringer Wohnungswirtschaft am 21./22.05.2014 

in Suhl formulierte. Und dann nannte er auch noch Beispiele, Suhl, der Kyffhäuserkreis und 

Altenburg. Bei der Aufzählung habe ich bestimmt einen hochroten Kopf bekommen und war 

froh, dass Apolda nicht genannt wurde. Wir alle kennen jedoch die beunruhigenden Zahlen 

aus den amtlichen Mitteilungsblättern „Apolda - Zahlen und Fakten“ zum Bevölkerungsrück-

gang und insofern habe ich schon erhebliche Bedenken, dass Apolda nicht doch bei der 

nächsten Veranstaltung in Suhl mit genannt werden könnte. Und wenn man dann noch hört, 

dass es selbst dem in unmittelbarer Nähe gelegenen und durch Bahn, Bus und Straße wesent-

lich besser an Jena angebundenen Stadtroda nicht gelingt von den Mieternachfrage und den 

Studentenzahlen der Universitätsstadt Jena zu partizipieren und den Wohnungsleerstand zu 

minimieren, dann kann man sich ziemlich genau die Chancen für Apolda ausrechnen. Offen-

bar scheint es da z. B. Hermsdorf auch nicht besser zu gehen. Aber auch in den alten Bundes-

ländern vollzieht die Bevölkerungsentwicklung ihre Kapriolen. Im rheinland-pfälzischen 

Montabaur, u. a. bekannt durch den Internetanbieter „1 & 1“, waren über 500 Arbeitsstellen 

unbesetzt, weil keiner der jungen Generation dort wohnen möchte. Eine teilweise Abhilfe 

konnte nur durch Einrichtung eines zusätzlichen ICE-Halts geschaffen werden. Lieber pen-

deln nicht nur die jungen Arbeitnehmer täglich von dem 90 km entfernten Köln trotz der 

erheblich teureren Mieten zur Arbeit nach Montabaur, um danach in ihrer Freizeit die vielfäl-

tigen Angebote der Großstadt wahrnehmen zu können. Drängt sich da nicht ein Vergleich auf, 

warum die Studenten unbedingt in den Hochschulstädten bleiben und nicht woanders wohnen 

wollen? Natürlich hoffen wir sehr, dass es einmal von Jena oder Weimar bis nach Apolda 

hinüber schwappt. Dafür wurde zwar schon vieles getan, aber leider wird dies auch von den 

Hochschulstädten bewusst blockiert. Was wir intuitiv wissen, um dem demografischen und 

strukturellen Wandel und folglich dem Wohnungsleerstand begegnen zu können, formulierte 

Hr. Prof Dr. Lakemann, nachzulesen auch auf seiner umfangreichen Homepage 

www.lakemann.com, gestützt auf seine umfangreichen und fundierten Forschungsergebnisse 

in den folgenden Hauptpunkten: 

 



 4 

 
 

Wie aber vereinbart sich dies mit der Ankündigung in der „Thüringer Allgemeinen“ vom 

16.06.2014 „Mehr Wohnungsneubau in Erfurt, Weimar und Jena“ mit 50 Millionen Euro 

Fördermitteln zu fördern? Hat man vergessen, dass z. B. seit 1999 mindestens 1.439 Woh-

nungen in Jena Lobeda, in denen ebenfalls Fördermittel steckten, abgerissen wurden? (Siehe 

Google „Abrisse in Jena Lobeda seit 1999“, wobei diese dort genannten Daten nicht weiter 

aktualisiert werden) Könnte man mit diesen Mitteln nicht einfacher strukturschwache Regio-

nen anbinden? Fehler oder kein Fehler? Zugegeben keine leichte Entscheidung, aber man 

wird nicht umhinkommen auch die strukturschwachen Regionen zu unterstützen, um ein 

weiteres Auseinanderdriften zu verhindern. 
 

Wie schnell sich Regionen wirtschaftlich, demografisch und strukturell voneinander entfernen 

können und welche fatalen Auswirkungen dies auf die Leerstandsentwicklung und Vermie-

tungssituation hat, können wir den Forschungsergebnissen von Hrn. Prof. Simons von der 

empirica Forschung und Beratung AG Berlin entnehmen. Innerhalb von nur einem Jahrzehnt 

fand eine völlige Veränderung des demografischen Entwicklungstrends statt. Gab es bis dahin 

einen flächendeckenden Bevölkerungsrückgang mit der Abwanderung vor allem von jüngeren 

Menschen hauptsächlich in den neuen Bundesländern, so ist dieser Rückgang seither sehr 

regional ausgeprägt. Diese Erscheinung wird als sog. Schwarmverhalten bezeichnet, d. h. 

wirtschaftliche und kulturelle Zentren ziehen dauerhaft immer mehr Menschen aller Alters-

gruppen nicht nur aus der unmittelbaren Umgebung, sondern auch aus weit entfernten Regio-

nen an. 
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Aber es gab zu den diesjährigen Tagen der Wohnungswirtschaft auch eine Bestätigung für 

unsere realisierte bereits seit Jahren praktizierte Finanz- und Investitionsplanung. „Sanierung 

und Modernisierung sind kein Mittel gegen Wohnungsleerstand!“ so Hr. Prof. Dr. Simons 

von der empirica Forschung und Beratung AG in Berlin.  
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Unsere vorsichtigen und bedarfsgerechten Modernisierungen waren und sind also der richtige 

Weg. Auch wenn uns nicht immer eine punktgenaue Landung gelang. Aber als wir feststell-

ten, dass im Bereich W.-Seelenbinder-Str. keine nachträglichen Balkonanbauten mehr gefragt 

waren, haben wir eben dort aufgehört. Oder das jüngste Beispiel. Wenn zwar die Bedürfnisse, 

also der allgemeine Wunsch nach altengerechten und barrierefreien Wohnungen vorhanden 

ist, nicht aber ein wirklicher durch Mietkaufkraft untersetzter Bedarf besteht, dann fehlt nicht 

nur die Notwendigkeit für solche Maßnahmen, sondern sie wären auch völlig unwirtschaft-

lich. Oft wird unwirtschaftlich als Ausrede für finanzielle Zwänge angesehen. Aber wie unse-

re Liquiditätsentwicklung der vergangenen Jahre belegt, ist dies nicht der Fall. Eine Fortfüh-

rung der Schaffung von barrierefreien Haus- und Wohnungseingängen wurde daher bis auf 

weiteres ausgesetzt. Denn nur so können wir unsere finanziellen flüssigen Mittel optimal 

einsetzen und zugleich schonen. 

 

Trotz des vorhandenen Jahresüberschusses müssen wir jedoch klar einschätzen, dass sich 

unsere Einnahmesituation aufgrund der vorhandenen und leider noch zunehmenden Leerstän-

de zukünftig ehr verschlechtern als verbessern wird. Infolge der hohen Ausfälle an Mietein-

nahmen durch Wohnungsleerstände müssen wir die Ausgaben sehr genau kalkulieren. Dies 

erreichen wir über unsere Investitions- und Finanzplanung. Priorität besitzt seit Jahren die 

uneingeschränkte Gewährleistung der Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten. Wie 

bereits erläutert, mussten jedoch dazu bestimmte Modernisierungsvorhaben zurückgestellt 

bzw. gänzlich gestrichen werden. Unsere allgemeine Planungsstrategie möchte ich Ihnen an 

einen Beispiel verdeutlichen. Im vergangenen Jahr haben wir neue Wohnungseingangstüren 

im Gebäude W.-Seelenbinder-Str. 17 - 25 eingebaut, dieses Jahr in der WSS 37 - 45 und im 

nächsten Jahr werden wir diese Maßnahme am Gebäude Compterstr. 14 - 22 fortführen. Ähn-

lich gestaffelt sind beispielsweise unsere Planungen für die malermäßigen Instandsetzungen 

von Treppenhäusern und Fassadenausbesserungen. Dabei sind unsere vorsichtigen 5-Jahres-

Planungen nicht nur dem Umstand der Einnahmesituation geschuldet, vielmehr sind wir 

zunehmend gezwungen vielfältige Reservepuffer vorzusehen. So mussten im vergangenen 

Jahr in die dezentralen Heizungs- und Warmwasseranlagen Wärmemengenzähler eingebaut 

werden, die weder einen energetischen, noch einen wirtschaftlichen Effekt, sondern nur Kos-

tenaufwand bewirken. Zwar mag der Einbau von Rauchwarnmeldern sinnvoll sein, doch 

änderte sich die undatierte Einbaufrist dann plötzlich auf Ende 2020 und danach wurde sie 

nochmals auf Ende 2018 vorgezogen. Wie sich dieser urplötzliche riesige Bedarf auf die 

Kosten auswirken wird, kann man nur mutmaßen. Doch wie soll man dann diese Maßnahme 

in der 5-Jahres-Planung kalkulieren? So schön auch die abschlagsfreie Rente mit 63 nach 45 

Arbeitsjahren sein mag, aber sie kam ebenfalls überraschend und stellt uns in unserer weiteren 

Personalplanung vor eine unnötige Herausforderung, die bei längerfristiger Ankündigung 

hätte vermieden werden können. So werden zum Jahresende zwei Mitarbeiterinnen aus unse-

rer Genossenschaft ausscheiden, deren Namen wir nur deshalb nicht nennen möchten, damit 

sich deren Kosten für den Ausstand in Grenzen halten können. Diesen wie auch allen anderen 

Mitarbeitern ist es wesentlich mit zu danken, dass wir nicht nur in diesem Jahr ein positives 

Jahresergebnis erwirtschaften konnten. Glücklicher Weise ist eine Genossenschaft so etwas 

wie ein Uhrwerk. Sie funktioniert nur in ihrer Gesamtheit. Daher gebührt allen unser Dank, 

ohne dass mit der Reihenfolge der Aufzählung eine besondere Wichtung verbunden wäre. Im 

Namen des Vorstandes danke ich den Vertreterinnen und Vertretern, insbesondere den neu 

gewählten, die zum ersten Mal ihr Mandat wahrnehmen, allen Mitgliedern unserer Genossen-

schaft, dem Aufsichtsrat, dem Vorstand und allen Geschäftspartnern. Wir alle werden weiter 

zielstrebig arbeiten, doch denken sie daran: Nicht mit 60, sondern mit 66 Jahren fängt das 

Leben an. 
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Tagesordnung der 24. Vertreterversammlung 

vom 25.06.2014 
 

 

1. Eröffnung, Begrüßung, organisatorische Bekanntgaben 

1.1 Benennung des / der Schriftführers / -in 

1.2 Ernennung der Stimmenzähler / -innen 
 

2. Bericht über die gesetzliche Prüfung des Geschäftsjahres 2012 
 

3. Vorlage des Jahresabschlusses für 2013 

3.1 Bericht des Vorstandes über das Geschäftsjahr 2013 

3.2 Anfragen zum Jahresabschluss 2013 

3.3 Tätigkeitsbericht des Aufsichtsrates 
 

4. Feststellung des Jahresabschlusses 2013 (Beschlussvorlage Nr. 1) 
 

5. Ergebnisverwendung des Geschäftsjahres 2013 (Beschlussvorlage Nr. 2) 
 

6. Beschlüsse der Vertreterversammlung über Entlastungen 

6.1 Entlastung des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2013 (Beschlussvorlage Nr. 3) 

6.2 Entlastung des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2013 (Beschlussvorlage Nr. 4) 
 

7. Wahlen in den Aufsichtsrat 
 

8. Anträge von Mitgliedern 
 

9. Mitteilungen und Anfragen 
 

10. Schlusswort 
 

 

15. Vertreterkonferenz am 05.11.2014 
 

 

Wer von Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, besitzt einen Kleingarten? Und wer von 

Ihnen ist in einem Kleingartenverein organisiert? Mit diesen Fragen eröffnete das technische 

Vorstandsmitglied die 15. Vertreterkonferenz unserer Genossenschaft. Auf den ersten Blick 

scheinen diese Fragen nichts mit der gewählten Tagesordnung zu tun zu haben. Aber bei 

genauerer Betrachtung ergeben sich doch viele Parallelen zu den genossenschaftlichen Orga-

nisationsstrukturen. Selbstverständlich kann man auch einen Garten bewirtschaften, ohne 

zusätzlich Mitglied in einer Fachorganisation sein zu müssen. Denn schließlich gelten die 

vielfältigen und allgemeingültigen gesetzlichen Vorgaben, wie z. B. das Bundesnaturschutz-, 

Baumschutz-, Nachbarrechtgesetz usw., uneingeschränkt und unabhängig von der Organisati-

onsform. Damit verbunden sind mannigfaltige Forderungen und Auflagen, die nicht selten 

konträr zu Einzelinteressen stehen können. Starke Fachverbände mit gefestigten Organisati-

onsstrukturen bieten daher schon immer auf allen Fachgebieten eine bewährte Möglichkeit 

sowohl zur Interessenvertretung als auch zur Vermeidung von Interessenkonflikten. Sehr 

viele Gartenbesitzer sind daher in Kleigartenvereinen organisiert, deren Satzungen auf der 

Basis der rechtlichen Grundlagen die Zielsetzungen der Mitglieder für ein geordnetes Zu-

sammenleben und eine vernünftige Interessenvertretung formulieren. Auch unsere Satzung 

hat dies ebenfalls zum Inhalt. Um jedoch diese Ziele sicher und wirkungsvoll umsetzen zu 

können, ist eine Kenntnis der Verbandsstrukturen sehr hilfreich. Zudem waren die aktuellen 

mietrechtlichen Veränderungen, wie z. B. die Einführung der Mietpreisbremse oder die beab-

sichtigten Kappung des Modernisierungszuschlages, ein weiterer Anlass, sich im Rahmen-

thema der Vertreterkonferenz mit dem Aufbau und insbesondere den Aufgaben der woh-
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nungswirtschaftlichen Verbände zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

der Wohnungsunternehmen eingehender zu beschäftigen. Wegen der erst kürzlich eingeführ-

ten abschlagsfreien Rente mit 63 Jahren nach 45 Arbeitsjahren sollte außerdem anhand des 

Organigramms der AWG erläutert werden, welche Auswirkungen sich daraus auf die Perso-

nalstruktur ergeben können. Herr Dr. Langbein begrüßte die Anwesenden und bedankte sich 

bei allen Vertretern und Ersatzvertretern für ihre Teilnahme. Die Anwesenheit wurde mit 32 

von 80 Vertretern und Ersatzvertretern, d. h. einer Quote von 40,0 %, festgestellt.  
 

 Tagesordnung 
 

1. Begrüßung und Einleitung 

2. Die wohnungswirtschaftlichen Verbände vtw. und ptw. 

3. Organisationsstrukturen des vtw. und ptw. 

4. Organigramm der AWG 

5. Anfragen und Hinweise der Vertreter und Ersatzvertreter 

6. Termin der nächsten Vertreterversammlung 

7. Schlussbemerkungen 

 
Anlagen: 1 - Anwesenheitsliste 

 2 - Ausdruck Folien PowerPoint Präsentation zur 15. Vertreterkonferenz 

 

Nachfolgend geben wir auszugsweise die PowerPoint Präsentation wieder. Nähere sowie 

vertiefende Informationen können der Homepage des vtw. unter www.vtw.de, Rubrik Publi-

kationen, Netzwerk WOHNEN (2014) NW 2 14 (pdf | 6,1 MB) bzw. Geschäftsberichte, 

Geschäftsbericht 2012 - 13 (pdf | 2,5 MB) entnommen werden. 
 

 
 

zu 2. Die wohnungswirtschaftlichen Verbände vtw. und ptw. 
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zu 3. Organisationsstrukturen des vtw. und ptw. 
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zu 4. Organigramm der AWG 
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Wegen der o. g. neuen Rentenregelung mussten in der AWG kurzfristig personelle Verände-

rungen eingeleitet werden. Zur gleichzeitigen Absicherung sowohl eines reibungslosen Perso-

nalwechsels als auch von längerfristigen Personalstrukturen mussten daher mehrere 

Stellenum- sowie Neubesetzungen vorgenommen werden. Während die innerbetrieblichen 

personellen Umbesetzungen aufgrund der langjährigen Berufserfahrungen und Vertretungsre-

gelungen relativ unproblematisch gelöst werden konnten, war die Neubesetzung der Planstelle 

Material- und Wohnungswirtschaft vor allem wegen des erheblichen Zeitdruckes sehr schwie-

rig. Letztendlich konnten wir für die Neubesetzung Fr. Rößler gewinnen, die sich quasi mit 

den gleichen Problemen in ihrem Unternehmen auseinandersetzen musste. So schön die neue 

Rentenregelung für den Einzelnen auch sein mag, so birgt sie doch erhebliche unternehmeri-

sche Risiken in sich. Fachkräftemangel ist zwar kein Problem der Neuzeit, selbst wenn es in 

den Medien immer wieder so dargestellt wird, aber wenn dann auch noch der zeitliche Hand-

lungsspielraum fehlt, können sich daraus fatale Probleme und Zwänge ergeben. Da Frau 

Rößler ihr Unternehmen geordnet auflöst, ergab sich für uns die Chance für den personellen 

Ersatz in der AWG. Zugleich hatten wir damit aber ein neues Problem, denn nach der Satzung 

§ 24 (2) dürfen Aufsichtsratsmitglieder nicht zugleich als Mitarbeiter in einem Arbeitsver-

hältnis zur Genossenschaft stehen. Damit hatten wir ein richtiges Dilemma, bei dem wir uns 

eigentlich nur für das „kleinere“ Übel entscheiden konnten. Aufgrund der vorgenannten Sat-

zungsregelung musste daher Frau Rößler ihr Amt als Aufsichtsratsmitglied und damit als 

Vorsitzende des Aufsichtsrates niederlegen. 
 

Manche Probleme wiederholen sich eben fast ganz genau, wie das nachfolgende Beispiel aus 

der AWG-Geschichte belegen soll. Am 07.12.1990 nahm die damalige Delegiertenversamm-

lung der AWG die Satzung gem. dem nunmehr gültigen Genossenschaftsgesetz an mit der 

Folge, dass sich damit auch die Gremien und deren Zuständigkeiten änderten. Der damalige 

Vorstand, bestehend aus 12 Mitgliedern, die Revisionskommission, bestehend aus 3 Mitglie-

dern, sowie das Geschäftsführeramt mussten nun neu zum Aufsichtsrat (mindestens 3 Mit-

glieder) und Vorstand (maximal 3 Mitglieder) umstrukturiert werden. Herr Ruckdeschel, seit 

1963 ehrenamtlich im Vorstand der AWG tätig, wechselte dadurch zum ehrenamtlichen 

Aufsichtsratsmitglied. Zur Umsetzung des umfangreichen Modernisierungsprogrammes 

benötigte die AWG jedoch Baufachkräfte und konnte ab 1992 Hrn. Ruckdeschel für eine 

Anstellung als Mitarbeiter in der Abteilung Technik / Werterhaltung in der AWG gewinnen. 

Hr. Ruckdeschel musste folglich ebenfalls entsprechend der vorgenannten Satzungsregelung 

sein Aufsichtsratsmandat niederlegen. Damals wie heute ist es also günstig, wenn man nicht 

nur auf Fachleute, sondern auch auf verlässliche und engagierte Genossenschaftsmitglieder 

zurückgreifen kann. Insofern sind wir sehr erfreut, dass Hr. Uwe Neugebauer das Amt des 

Aufsichtsratsvorsitzenden übernahm. Es ist nicht das erste Mal, dass uns Hr. Neugebauer 

äußerst hilfreich unterstützte. Hr. Neugebauer ist Mitglied unserer Genossenschaft seit dem 

18.10.1999. Vom 01.01.2000 bis zum 31.12.2003 war er Mitglied im Vorstand der AWG. 

Wegen personeller Engpässe wechselte er 2004 in den Aufsichtsrat und begleitete seither dort 

verschiedene Ämter, zuletzt als Stellvertretender Vorsitzender. Wir danken Hrn. Neugebauer 

sehr, dass er nunmehr den Vorsitz übernommen und uns erneut unterstützt. Auch aus Anlass 

seines 15jährigen Amtsjubiläums möchten wir Hrn. Neugebauer eine kleine Aufmerksamkeit 

zukommen lassen. 
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zu 5. Anfragen und Hinweise der Vertreter und Ersatzvertreter 
 

Zu den nachfolgenden Anfragen und Hinweisen nahm das hauptamtliche technische Vor-

standsmitglied Stellung: 

1. Eine Vertreterin beklagte, dass einige Hausbewohner nicht die Türen zum Kellergang 

schließen und es daher im Treppenhaus zieht. Sie fragte daher an, ob eine Ver-

pflichtung zum Schließen dieser Türen besteht? 

Zwar gibt es hierzu in der Hausordnung keine spezielle Regelung, dennoch sollte es 

selbstverständlich sein, auch diese Türen geschlossen zu halten. Wir werden daher den 

betreffenden Hausbewohner persönlich ansprechen und eine diesbezügliche Bitte aus-

sprechen. 

2. Ein Vertreter aus der Chr.-Zimmermann-Str. bedankte sich, dass die defekten Müll-

tonnen so kurzfristig ausgewechselt wurden. Außerdem bat er bei den zukünftigen 

Instandhaltungsarbeiten insbesondere die Vordächer mit zu berücksichtigen, da diese 

im Wandbereich erheblichen Algenbefall mit teilweisen Putzschäden aufweisen. 

Hr. Dr. Langbein bedankte sich für den Hinweis. Wir werden selbstverständlich dazu 

eine Ortsbesichtigung durchführen und ggf. Sofortmaßnahmen veranlassen. Die Aus-

besserung von Fassadenanstrichen ist ansonsten aber erst ab 2016 vorgesehen. 

 
 

zu 6. Termin der nächsten Vertreterversammlung und Vertreterkonferenz 
 

 

Am Mittwoch, den 24.06.2015 um 17.00 Uhr wird die 25. ordentliche Vertreterversammlung 

und am Mittwoch, den 09.11.2015 um 17.00 Uhr die 16. Vertreterkonferenz hier in dieser 

Räumlichkeit stattfinden. 
 

 

zu 7. Schlussbemerkungen zur 15. Vertreterkonferenz 
 

Insbesondere aus den Ausführungen zum Organigramm zeigt sich, dass die Genossenschaft 

sehr auf das Engagement und Potential ihrer Mitglieder, insbesondere ihrer Gremienmitglie-

der, angewiesen ist. Deshalb ist natürlich die Genossenschaft immer daran interessiert, dass 

die Mitglieder auch in den verschiedenen Genossenschaftsgremien mitwirken und sich dann 

entsprechend der Zielsetzung unserer Satzung einbringen. Während wir bei den Vertretern 

und Ersatzvertretern ausreichende Kandidaten gewinnen konnten, ist uns dies insbesondere 

beim Aufsichtsrat noch nicht gelungen. Für Kandidatenvorschläge wären wir Ihnen daher sehr 

verbunden. Herr Dr. Langbein bedankte sich bei allen Anwesenden für ihre Teilnahme und 

ihr Interesse sowie die große Sachlichkeit und Disziplin bei dieser Veranstaltung. Außerdem 

wünschte er allen Vertretern und Ersatzvertretern viel Erfolg bei ihrer zukünftigen Arbeit. 


